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der Abgeordneten Wimmer, Muchitsch 

Genossinnen und Genossen 
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Zum Bericht des Budgetausschusses über den Antrag 984/A der Abgeordneten 
August Wöginger, MMag. DDr. Hubert Fuchs, Kolleginnen und Kollegen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 1988, das 
Körperschaftsteuergesetz 1988, das Umgründungssteuergesetz, das 
Umsatzsteuergesetz 1994, das Gebührengesetz 1957, das 
Grunderwerbsteuergesetz 1987, das Versicherungssteuergesetz 1953, das 
Kraftfahrzeugsteuergesetz 1992, das Elektrizitätsabgabegesetz, das 
Erdgasabgabegesetz, das Energieabgabenvergütungsgesetz, das 
Normverbrauchsabgabegesetz, die Bundesabgabenordnung, das 
Bundesfinanzgerichtsgesetz, das Amtshilfe-Durchführungsgesetz, das 
Alkoholsteuergesetz, das Tabaksteuergesetz 1995, das Mineralölsteuergesetz 
1995, das Tabakmonopolgesetz 1996, das Punzierungsgesetz 2000, das 
Wohnbauförderungsbeitragsgesetz 2018, das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungsgesetz und das 
Finanzausgleichsgesetz 2017 geändert werden (Steuerreformgesetz 2020 -
StRefG 2020) (687 d.B.) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Gesetzesantrag wird wie folgt geändert: 

Art. 22 (Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes) 
wird wie folgt geändert: 

a) Die Z 6 erhält die Bezeichnung "Sa." und folgende Z 6 wird eingefügt: 

»6. Dem § 120 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

,,(7) Hat die versicherte Person mindestens 540 Beitragsmonate auf Grund 
einer Erwerbstätigkeit erworben, so ist eine Verminderung der Leistung nach 
diesem Bundesgesetz sowie nach dem APG unzulässig; § 139 Abs. 4 dieses 
Bundesgesetzes sowie die §§ 5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 APG sind nicht anzuwenden. 
Als Beitragsmonate auf Grund einer Erwerbstätigkeit gelten auch bis zu 
60 Versicherungsmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 3 Abs. 3 Z 4, 116a 
oder 116b dieses Bundesgesetzes oder §§ 8 Abs. 1 Z 2 lit. g, 227a oder 228a 

ASVG oder §§ 4a Abs. 1 Z 4, 107a oder 107b BSVG), wenn sie sich nicht mit 
Zeiten einer Pflichtversicherung auf Grund einer Erwerbstätigkeit decken."« 

b) Im § 376 Z 1 in der Fassung der Z 7 wird vor dem Ausdruck" 149 Abs. 4" 

der Ausdruck" 120 Abs. 7," eingefügt. 
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Art. 23 (Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) wird wie 
folgt geändert: 

a) Die Z 4 erhält die Bezeichnung ,,3a." und folgende Z 4 wird eingefügt: 

»4. Dem § 1 1 1  wird folgender Abs. 8 angefügt: 

,,(8) Hat die versicherte Person mindestens 540 Beitragsmonate auf Grund 
einer Erwerbstätigkeit erworben, so ist eine Verminderung der Leistung nach 
diesem Bundesgesetz sowie nach dem APG unzulässig; § 130 Abs. 4 dieses 
Bundesgesetzes sowie die §§ 5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 APG sind nicht anzuwenden. 
Als Beitragsmonate auf Grund einer Erwerbstätigkeit gelten auch bis zu 

60 Versicherungsmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 4a Abs. 1 Z 4, 107a 
oder 107b dieses Bundesgesetzes oder §§ 8 Abs. 1 Z 2 lit. g, 227a oder 228a 
ASVG oder §§ 3 Abs. 3 Z 4, 116a oder 116b GSVG), wenn sie sich nicht mit 
Zeiten einer Pflichtversicherung auf Grund einer Erwerbstätigkeit decken."« 

b) Im § 369 Z 1 in der Fassung der Z 5 wird vor dem Ausdruck" 140 Abs. 4" 

der Ausdruck" 111 Abs. 8," eingefügt. 

. �. 
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Begründung 

Wer mindestens 45 Jahre lang erwerbstätig war, soll in Zukunft keine 
Pensionsabschläge mehr haben, auch wenn der Pensionsantritt vor dem 
65. Lebensjahr erfolgt. 

Dabei werden auch bis zu 60 Versicherungsmonate der Kindererziehung als 
Beitragsmonate der Erwerbstätigkeit berücksichtigt. 
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